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1. Art der baulichen Nutzung 

  II. Festsetzungen des Bebauungsplanes

(gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i.V.m. §§ 1 bis 11 BauNVO)

Wirtschaftsgebäude, Garagen

Wohngebäude mit Hausnummern

Planzeichenerklärung

Flurgrenze 

Gemarkungsgrenze

  I. Bestandsangaben

Flurstücksnummer

mit Grenzmal

Flurstücks- bzw. Eigentumsgrenze

Gemäß Planzeichenverordnung 1990 vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I, S. 58) in der aktuell gültigen Fassung und der

Baunutzungsverordnung vom 21.11.2017 (BGBl. I, S. 3786) in der aktuell gültigen Fassung.

Im übrigen wird auf die Planzeichenvorschrift DIN 18702 für großmaßstäbige Karten und Pläne verwiesen.

Geschossflächenzahl 

Grundflächenzahl 

2. Maß der baulichen Nutzung
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i. V. m. §§ 16 bis 21a BauNVO)

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, i. V. m. §§ 22 u. 23 BauNVO)

Zahl der Vollgeschosse (Höchstmaß)

GH max. maximale Gebäudehöhe in Meter über Normalhöhennull

nur Einzel- und Doppelhäuser 

offene Bauweise 

Baugrenze

2,4

ED

I, II usw.

0,8

o

Allgemeine Wohngebiete WA

TH maximale Traufenhöhe in Meter über Normalhöhennull
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Straßenbegrenzungslinie 

6. Verkehrsflächen
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Flächen für den Gemeinbedarf

Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen

Einrichtungen und Anlagen:

4. Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen
des öffentlichen und privaten Bereiches, Flächen für den Gemeinbedarf,

Flächen für Sport- und Spielanlagen
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 6 BauGB)

Straßenverkehrsflächen

15. Sonstige Planzeichen

zu erhaltende Einzelbäume

13. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen z.B. von Baugebieten oder Abgrenzung des

Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes
(gem. § 1 Abs. 4 , § 16 Abs. 5 BauNVO)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes
(gem. § 9 Abs. 7 BauGB)

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Fuß- und RadwegeF+R

öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung: Straßenbegleitgrün

9. Grünflächen
(gem. § 9 Abs.1 Nr. 15  u. Abs. 6 BauGB)

Höhenlage baulicher Anlagen gem. § 9 Abs. 3 BauGB:

Abgrenzung von Bereichen mit unterschiedlicher Höhenlage baulicher Anlagen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der angrenzenden Bebauungspläne

Hinweis (Darstellung ohne Normcharakter)
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1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  
gem. § 9 Abs. 1 BauGB  

 
1.1 Allgemeine Wohngebiete (WA) gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO  

 Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen (gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO) Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Ver-
waltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO 
nicht Bestandteil dieses Bebauungsplanes. 
 

1.2 Gemeinbedarfsfläche „Altenwohn- und Pflegeheim“ gem. § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 
a) Innerhalb der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Altenwohn- und 

Pflegeheim“ sind sämtliche mit dieser Nutzung in Verbindung stehende bauliche 
Anlagen zulässig. 

 
b) Allgemein zulässig sind in untergeordnetem Umfang auch ergänzende Nutzungen, 

die mit der Hauptnutzung „Altenwohn- und Pflegeheim“ in funktionalem Zusam-
menhang stehen, sowie alle zur Ausübung der festgesetzten Nutzungen notwen-
digen Büro-/Verwaltungs-, Lager- und Sozialräume, etc. sowie Nebenräume. 

 
1.3  Gebäudehöhe / Firsthöhe gem. § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO 

Die Gebäude dürfen die durch Planeinschrieb festgesetzten Maße über Normalhöhen-
null (NHN) nicht überschreiten. 
 

1.4  Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,  
 Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

a) Die Außenanlagen des Baugrundstücks sind mit Ausnahme der notwendigen Er-
schließungsflächen, Stellplätze, Terrassen und Nebenanlagen gärtnerisch anzule-
gen. Die Anlage von Schottergärten sowie die Errichtung von freistehenden Gabio-
nen ist nicht zulässig. 

 
b) Dachflächen mit einer Neigung von weniger als 15 Grad sind mit einer Substrat-

mächtigkeit von mindestens 10 cm extensiv zu begrünen.  
 
 
2. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN und sonstige Hinweise 

gem. § 9 Abs. 6 BauGB 
  
3.1 Überplanung der rechtsverbindlichen Bebauungspläne 

Der angrenzende rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. XXVIII „Nördlich des Astruper 
Weges“ wird im südlichen Teilbereich (Flurstück 123) überplant. Mit Inkrafttreten des 
Bebauungsplanes „Haus „St.-Marien“ wird für die überplante Fläche alle zeichneri-
schen und textlichen Festsetzungen des Ursprungsplanes unwirksam. 
 

3.2 Artenschutz 
 

Baufeldräumung (Brutvögel):  
Diejenigen Bau- und Erschließungsmaßnahmen (Entfernung von Gehölzen/ Beseitigung 
sonstiger Vegetationsstrukturen/ Abschieben von vegetationsbedecktem Oberboden, 
Umbau- oder Abriss von Gebäudebestand), die zu einer Entfernung aller Brutmöglich-
keiten und damit zu Erfüllung möglicher artenschutzrechtlicher Tatbestände führen, müs-
sen nach Abschluss der Brutsaison und vor Beginn der neuen Brutsaison (also zwischen 
01. August und 01. März) stattfinden. Sollte die Entfernung von Gehölzen/ Beseitigung 
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sonstiger Vegetationsstrukturen/ Abschieben von vegetationsbedecktem Oberboden o-
der der Umbau- oder Abriss von Gebäudebestand außerhalb des genannten Zeitraumes 
erforderlich sein, sind unmittelbar vor dem Eingriff diese Bereiche/ Strukturen durch eine 
fachkundige Person (z. B. Umweltbaubegleitung) auf ein Vorkommen von aktuell besetz-
ten Vogelnestern zu überprüfen. Von der Bauzeitenbeschränkung kann abgesehen wer-
den, wenn durch die Überprüfung der fachkundigen Person festgestellt wird, dass keine 
Beeinträchtigungen europäischer Vogelarten durch die Baufeldräumung zu befürchten 
sind. Beim Feststellen von aktuell besetzten Vogelnestern ist die Untere Naturschutzbe-
hörde zu benachrichtigen und das weitere Vorgehen abzustimmen.  

 
Baumfällarbeiten (Fledermäuse): 
Ggf. erforderliche Baumfällarbeiten müssen ebenfalls außerhalb der Brutsaison der 
Vögel erfolgen. 

 
Vor Fällmaßnahmen sind Bäume mit einem BHD > 50 cm auf großvolumige Höhlen 
und ggf. Fledermausbesatz hin zu untersuchen. Beim Feststellen von Fledermausbe-
satz ist die Untere Naturschutzbehörde zu benachrichtigen und das weitere Vorgehen 
abzustimmen. Dies gilt auch, wenn trotz aller Vorsichtsmaßnahmen, Bäume mit Fle-
dermausbesatz gefällt wurden. 
 
Um die Verletzung und Tötung von Individuen auszuschließen, sind Bau-, Abriss- und 
Rodungsarbeiten, der Auf- und Abtrag von Oberboden sowie vergleichbare Maßnah-
men nur außerhalb der Brutphase der Vögel und außerhalb der Sommerlebensphase 
der Fledermäuse (01. März bis 15. Juli) durchzuführen. 

 
3.3 Bodenfunde 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Boden-
funde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken 
sowie auffällige Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren 
solcher Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmal-
schutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Denkmalbehörde des Land-
kreises Osnabrück unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der 
Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 
Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert 
zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbe-
hörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet. 
 

3.4  Kampfmittelbeseitigung 
Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel gefunden werden, so ist umgehend die zuständige 
Polizeidienststelle, das Ordnungsamt der Gemeinde oder der Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst des LGLN-Regionaldirektion Hameln-Hannover zu benachrichtigen. 
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